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Liebe Leserinnen 
und Leser,
die angekündigte 
Bundestagswahl 
kam wie ein Ge-
witter über uns. 
Wenn man einigen 
Politikern glau-
ben darf, ist das 
Schiff Deutschland 
schwer angeschlagen. Es wird um die 
Übernahme des Ruders gekämpft. In der 
Tat: Unser Land braucht einen klaren 
Kurs für mehr Beschäftigung, gerade 
auf dem Land. Politiker aller Parteien 
versprechen uns mehr Arbeit – sagen 
uns aber nicht wie. Schon unter der 
rot-grünen Regierung gab es herbe Ein-
schnitte für Arbeitnehmer. Eine mögli-
che schwarz-gelbe Regierung wird uns 
noch mehr zumuten.

In der christlichen Seefahrt ist der 
Leuchtturm ein Symbol für Weitsicht, 
Orientierung und Strahlkraft. Vielen 
Seeleuten hat bei schwerem Wetter das 
Licht des Leuchtturms Zuversicht gege-
ben. Wir haben unser sozialpolitisches 
Programm bewusst unter dieses Symbol 
gestellt. Gegen Phrasendrescherei und 
leere Versprechungen setzen wir klare 
Inhalte für die Arbeitnehmer auf dem 
Land. 

Die IG Bauen-Agrar-Umwelt wird als 
Einheitsgewerkschaft auch im kommen-
den Wahlkampf parteipolitisch neutral, 
aber nicht unparteiisch bleiben. Die-
jenigen, die uns Wasser predigen und 
dann selbst unverhohlen Wein trinken, 
müssen damit rechnen, dass wir für un-
sere eigenen Vorschläge kämpfen wer-
den. In diesem Sinne sind auch unsere 
Leuchttürme zu verstehen, als Maßstab 
und Wegweiser für die Politik in den 
kommenden Jahren! Eine gute Wahl-
entscheidung wünscht
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entscheidung wünschtentscheidung wünscht

Hajo WilmsHajo Wilms

Inhalt
Leuchttürme auf dem Land:
Fortsetzung von Seite 1 ..................................... 2
Fachkraft Agrarservice – neuer Ausbildungs-
beruf im Berufsfeld Agrarwirtschaft .................. 3
Probleme in Europa gemeinsam lösen .............. 4
Missstände auf Blumenfarmen in
Sambia – Gewerkschafter berichten .................. 4

Taten statt Worte
Das Land zwischen Orient und Ok-
zident bemüht sich seit langem, Mit-
glied der Europäischen Union zu 
werden. Dies soll nun in Zukunft 
möglich werden. Das Beitrittsverfah-
ren ist in Gang gesetzt, der eigentli-
che Beitritt wird noch Jahre dauern, 
vielleicht sieben, vielleicht zehn oder 
zwölf Jahre. Während dieser Zeit kann 
die türkische Regierung an Reformen 
arbeiten, und der gute Wille ist da. 

Gewerkschaften
müssen sich umstellen
Die EU-Kommission hat der Türkei der-
weil ein gemischtes Zeugnis ausgestellt. 
In einigen Bereichen verhält sich die 

Türkei recht vorbildlich (Demokratisie-
rung, Verbesserung der Menschenrech-
te, Außen- und Sicherheitspolitik), wäh-
rend in anderen Bereichen noch Sand 
im Getriebe knirscht (Landwirtschaft, 
Umwelt und Verkehrsinfrastruktur). 

Die Erfahrungen aus der letzten Bei-
trittsrunde haben gezeigt, dass die Ge-
werkschaften bereits in der Beitrittspha-
se ihre Rolle entscheidend verändern 
müssen, wenn sie eine Überlebenschan-
ce im neuen System haben wollen. Das 
haben die türkischen Gewerkschaften 
auch verstanden. Doch leider gibt es 
für das „wie“ kein Rezept. Überfor-
dert der EU-Beitritt die Gewerkschaf-
ten? Wie wichtig sind gegenseitige 

Informationen? Was eint uns und 
was trennt uns als Gewerkschaften? 

IG BAU war vor Ort
Die IG BAU war diesen und anderen 
Fragen vor Ort auf der Spur. In Ankara 
haben wir mit dem Vorsitzenden der 
Gewerkschaft  gesprochen. In 
einer freundschaftlichen Atmosphä-
re fand eine erste Annäherung statt. 
Bedrettin Kayak, der Vorsitzende von 

, zeigte sich offen für zukünf-
tige gegenseitige Zusammenarbeit. In 
der Türkei gibt es ein Riesenpotenzial 

Es grenzt an Griechenland, Bulgarien, 
Syrien, Irak, Armenien und Georgien. 
Die meisten Deutschen haben dort 
schon einmal Urlaub gemacht und 
kennen sich aus. Der Name des Landes 
klingt exotisch, seine Bürger betreiben 
hier bei uns erfolgreich Unternehmen 
und arbeiten seit den sechziger Jahren 
in der deutschen Wirtschaft. Vertraut 
und fremd zugleich: Die Türkei. 
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Leuchttürme auf dem Land
 Nachhaltige Politik für Arbeitnehmer

Tarifverträge haben Priorität
365 Tage im Jahr den gleichen Hand-
griff - das gab und gibt es in der Land-
wirtschaft nicht. Arbeitsaufkommen 
und -abläufe richten sich nach Produk-
tionsformen, Jahreszeiten, naturräum-
lichen Gegebenheiten und den ver-
schiedenen Sparten der Landwirtschaft. 
Deshalb hat die IG Bauen-Agrar-Um-
welt hochfl exible moderne Tarifverträ-
ge abgeschlossen, die den Mitarbeitern 
eine ganzjährige Beschäftigung sichern 
und den Unternehmen Planungssi-
cherheit geben. Wir setzen den mo-
dernen Tarifvertrag vor Selbst-
verpfl ichtung und betriebliche 
Vereinbarung. Er garantiert eine 
eigenständige Existenzsicherung 
und verhindert Armutslöhne.

Sichere und angemessene 
Einkommen
Grundlage bleibt natürlich die 
Sicherung des Einkommens. Die 
Beschäftigten in der Landwirt-
schaft haben ein Recht darauf, 
dass Tarifverträge während ih-
rer Berufstätigkeit ein sicheres 
und angemessenes Ein-
kommen garantieren, 
das die Befriedigung 
ihrer wirtschaftli-
chen, sozialen und 
kulturellen Bedürf-
nisse ermöglicht.

Nach der Arbeit 
kommt die Rente. 
Doch die Ansprü-

che aus der gesetzlichen Rentenversi-
cherung sind in den letzten Jahren im-
mer weiter abgesenkt worden. Deshalb 
brauchen wir eine Weiterentwicklung 
der betrieblichen Altersvorsorge mit-
tels tarifvertraglicher Regelungen. Über 
die betriebliche Altersversorgung hi-
naus muss auch die tarifl ich geregelte 
Zusatzversorgung den neuen Bedin-
gungen angepasst werden. Nur wenn 
für landwirtschaftliche Arbeitnehmer 
ein sorgenfreier Ruhestand gewähr-
leistet ist, der Altersarmut ausschließt, 
werden Agrarberufe attraktiv blei-
ben. Lücken in der Altersversorgung 

provozieren Arbeitskräftemangel 
und führen mittel- bis langfristig 
zu einer weiteren Marginalisie-
rung der Branche Landwirtschaft.

Soziale Unterschiede ausgleichen
Deutschland ist ein großes Land, 
und die Bedingungen für die Land-
wirtschaft sind in den Regionen un-
terschiedlich. Am deutschen Agrar-
markt, ebenso am europäischen und 
auch am globalen, konkurrieren die 

Produkte miteinander. 
Die unterschiedlichen 
sozialen Standards ver-
zerren den Wettbewerb. 
Deshalb brauchen wir 
weitere Vereinbarun-
gen zum Ausgleich der 
Lohnunterschiede in-
nerhalb der einzelnen 
Regionen sowie eine 
Angleichung der sozia-
len Bedingungen, unter 
denen produziert wird.

Der ländliche Raum ist multifunktio-
nal. Er ist Arbeits-, Lebens-, Kultur-, 
Natur-, Sozial-, Wirtschafts- und Er-
holungsraum. Ohne das Land gäbe 
es keine funktionierende Stadt! Keine 
Frage: Der ländliche Raum hat sich 
verändert und wird sich weiter ändern. 
Das Berufsbild des Arbeitnehmers im 
Agrarsektor hat sich gewandelt und 
modernisiert. Die Menschen, die in 
der Landwirtschaft arbeiten, sind hoch 
qualifi zierte Fachkräfte geworden. Ange-
sichts der viel beschworenen Multifunk-
tionalität der Landwirtschaft haben 
die Arbeitnehmer im ländlichen Raum 
neue Verantwortung übernommen. 
Nachhaltigkeit, Umweltschutz und Tou-
rismus sind nur drei Stichworte.

Entwicklungsstrategie
für die Landwirtschaft
Die Wirtschaftszweig Landwirtschaft 
mit 1,15 Millionen sozialversicherungs-
pfl ichtigen Arbeitnehmerinnen und Ar-
beitnehmern darf jedoch nicht nur mit 
dem Fokus auf Umwelt-, Natur- und 
Tierschutz betrachtet werden, sondern 
vor allem mit Blick auf die Quantität 
und Qualität der Beschäftigungsverhält-
nisse. Mit den vorliegenden Eckpunk-
ten wollen wir mehr als den Menschen 
auf dem Land ein bloßes Überleben 
sichern. Wir wollen und brauchen eine 
Vorwärtsstrategie für die Entwicklung 
der Landwirtschaft, an der sich alle Par-
teien messen lassen müssen. Landwirt-
schaft ist ein Wirtschaftszweig wie jeder 
andere auch, deshalb muss er von der 
Politik auch so wahrgenommen werden. Fortsetzung auf S. 2



Die Balance in Europa herstellen
Die Mobilität der Arbeits-
kräfte in der Landwirtschaft 
nimmt seit geraumer Zeit 
ständig zu. Die Denkpause, 
die durch das Scheitern der 
Europäischen Verfassung ent-
standen ist, muss zu gründli-
chen Überlegungen über den 
Umgang mit den Arbeitskräf-
ten führen, die aus den neuen 
und zukünftigen EU-Ländern 
bei uns in der Landwirtschaft 
arbeiten oder arbeiten wer-
den. Hierzu müssen Hunger-
löhne perspektivisch durch 
auskömmliche, tarifl iche
Löhne abgelöst werden. 

Saisonarbeit soll 
Stammpersonal ergänzen
Die „Erfolgsstory“ Saisonar-
beit war bislang nur für die 
Arbeitgeber gewinnbringend. 
Was 1989 mit 25 000 pol-
nischen Arbeitnehmern in 
Deutschland begann, ist heute 
bereits bei 300 000 Menschen 
angelangt. Die frühere Sai-
sonarbeit ist inzwischen zur 
regulären Arbeit geworden. 
Der Gesetzgeber muss darauf 
hinwirken, dass Saisonarbeit 

wieder auf die Ursprünge des 
Begriffs zurückgeführt wird. 
Das bedeutet: Die Arbeitskräf-
te dürfen nur zum Abbau von 
Arbeitsspitzen in der Ernte-
zeit eingestellt werden, dies ist 
nicht länger als zwei Monate 
im Jahr der Fall.

Saisonarbeitnehmer sollen 
also nur das Stammpersonal 
ergänzen. Das betrifft sowohl 
die Verweildauer im Betrieb 
als auch die Aufenthaltszeit 
des einzelnen Saisonarbeit-
nehmers auf dem landwirt-

schaftlichen Arbeitsmarkt 
für zwei Monate. Dies muss 
in der Beschäftigungsverord-
nung im Rahmen des Zu-
wanderungsgesetzes geändert 
werden, die den Betrieben 
gestattet, fast ganzjährig Sai-
sonarbeitskräfte einzusetzen.

Gegen prekäre 
Arbeitsverhältnisse
Neben der angemessenen 
Entlohnung muss gerade Sai-

sonarbeit dazu führen, dass 
die Arbeitnehmerinnen und 
Arbeitnehmer Ansprüche aus 
dem Sozialversicherungssys-
tem erwerben können. Die-
ser Wunsch hat sich 2005 für 
die polnischen Saisonarbeit-
nehmer erfüllt. Umgehungs-
tendenzen der Arbeitgeber 
durch die Beschäftigung 
solcher Saisonarbeitskräfte 
(zum Beispiel aus Rumäni-
en) muss durch die in den 
Tarifverträgen ermöglichte 
ganzjährige Beschäftigung 
entgegengesteuert werden. 
Alle Arbeitnehmerinnen und 

Arbeitnehmer in der Land-
wirtschaft müssen von prekä-
ren und unsicheren Arbeits-
verhältnissen befreit werden!

Ein Schritt in die richtige 
Richtung wäre auch die Auf-
nahme der Landwirtschaft 
in das Entsendegesetz. Ein 
noch abzuschließender ta-
rifl icher Mindestlohn wäre 
dann für alle verbindlich. 
Auch hier erwarten wir 
entsprechende Schritte.

Kritik an Dienst-
leistungs-Richtlinie
Auch in der Landwirtschaft 
sind Dienstleistungen im 
Trend. Wenn es nach dem 
Willen der EU-Kommissi-
on ginge, würden zukünftig 
Dienstleister nach den Bedin-
gungen ihres Heimatlandes 
hier bei uns arbeiten. So lange 
es keine Harmonisierung des 
europäischen Sozial-, Verbrau-
scherschutz und vieler anderer 
Vorschriften gibt, würde unter 
diesen Bedingungen ein maß-
loser Wettbewerb nach unten 
ausbrechen. Deshalb lehnen 
wir die Dienstleistungsricht-
linie ab und erwarten, dass 
sich die Politik für die Anglei-
chung der Sozialstandards 
auf hohem Niveau einsetzt.

Regeln für Saison-
unterkünfte notwendig
Deregulierung darf nicht zum 
Abbau von Grundrechten füh-
ren. Die im Jahr 2004 in Kraft 
getretene neue Arbeitsstät-
tenverordnung enthält weni-
ger detaillierte und konkrete 
Vorschriften aus als früher. 
Es überwiegen unbestimmte 
Rechtsbegriffe: Alles Mögliche 
soll nun „ausreichend“ oder 
„angemessen“ gestaltet werden. 
Was das genau ist, darüber dür-
fen sich dann ggf. Beschäftigte 
und Interessenvertretungen 
mit dem Arbeitgeber streiten. 

Die neue Verordnung ent-
hält außerdem noch immer 
keine Regeln zur Gestaltung 
von Unterkünften für Saison-
arbeitnehmer. Angesichts der 
zahlreichen Missstände bei den 
Unterkünften fordern wir den 
Gesetzgeber auf, eine Richtli-
nie zur Arbeitsstättenordnung 
anzufügen, die detailliert be-
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schreibt, wie die Unterkünfte 
gestaltet werden müssen. Nur 
wenn es solche Regeln gibt, 
dann kann die Berufsgenos-
senschaft die Umsetzung kon-
trollieren und alle Beteiligten 
haben verbindliche Vorgaben. 
Der Bau ordentlicher Unter-
künfte ist überdies auch ein 
Beitrag zur Entwicklung des 
ländlichen Raumes, der zu hö-
heren Attraktivität der Arbeits-
plätze führt und damit auch 
eine Perspektive für langzeit-
arbeitslose Menschen bietet.

Agrarsubventionen 
sinnvoll gestalten
Im Streit um die Agrarsubven-
tionen wird mit unzulässigen 
Vereinfachungen gekämpft. Im 
neuen Europa ist ein riesiger 
Agrarmarkt entstanden, an den 
sich die Landwirte anpassen 
müssen. Die ländlichen Regi-
onen sind die Stiefkinder in 
allen europäischen Ländern. 
Wir wollen nicht, dass der 
Fortschritt vor den Türen der 
Dörfer stehen bleibt und treten 
deshalb für Subventionen ein, 
die die Entwicklung auf dem 
Land fördern. Damit wird die 
soziale Komponente gefördert, 
die das Leben auf dem Land 
überhaupt erst möglich macht. 

Der EU-Agrarkompromiss 
von 2002 war eine gute, aber 
verbesserungswürdige Re-
form, bei dem vor allem an die 
Landwirte gedacht wurde und 
an letzter Stelle an die Arbeit-
nehmer. Wir werden weiterhin 
für eine Bindung der Direkt-
zahlungen an die Anzahl der 
sozialversicherungspfl ichtigen 
Arbeitskräfte in den Unter-
nehmen kämpfen – daran lässt 
sich auch zukünftige Agrar-
politik hervorragend messen.

Gerechtigkeit bewahren und Ausgleich schaffen
Nach dem Scheitern der EU-
Verfassung ist noch deutlicher 
geworden, dass der erbitterte 
Streit um die Haushaltsmittel 
der Gemeinschaft die Europä-
ische Union spaltet und weit 
weg vom europäischen Gedan-
ken führt.  Noch immer werden 
über 40% des EU-Haushaltes 
für den Agrarhaushalt verwen-
det. Es sind die sozialversiche-
rungspfl ichtig Beschäftigten 
unseres Landes, die europaweit 
den größten Anteil für diesen 
Haushalt mit ihrem Steuerauf-
kommen decken. 

Die IG BAU unterstützt die 
Hilfen für benachteiligte eu-
ropäische Länder, denn die 

Gewerkschaften haben kein 
Interesse an der Erhaltung des 
enormen Sozial- und Lohnge-
fälles in einem vereinten Euro-
pa. Aber wir fordern auch, dass 
diejenigen, die den Kuchen 
fi nanzieren, ein Stück davon 
zum Verzehr abbekommen.

Ohne Arbeitsschutz 
keine Subventionen!
Konkret bedeutet dies: Wir 
fordern von der deutschen 
Regierung die Umsetzung 
der europäischen Verord-
nung über Direktzahlungen 
im Rahmen der Gemeinsa-
men Agrarpolitik. Und wir 
meinen: Zu den Grundan-

forderungen an die Betriebs-
führung muss dabei auch die 
Gesundheit des Menschen 
gehören. Denjenigen Unter-
nehmen, die sich nicht an 
die Bestimmungen des Ar-
beits- und Gesundheitsschut-
zes halten und gegen diese 
grob verstoßen, gehören die 
Subvention gekürzt oder 
gänzlich gestrichen! Damit 
wird Schaden an Leib und 
Leben der Arbeitnehmerin-
nen und Arbeitnehmer in der 
Landwirtschaft abgewendet 
oder zumindest minimiert. 

Ganzjährige Beschäftigung
Ganzjährige Beschäftigung 
ist in anderen Branchen mit 

ungleichmäßiger Auslastung 
längst selbstverständlich. 
Auch wenn Reformen unse-
res Sozialsystems weiterhin 
notwendig sind: Landwirt-
schaftliche Arbeitnehme-
rinnen und Arbeitnehmer 
dürfen nicht bestraft werden, 
wenn bereits existierende 
Tarife zur ganzjährigen Be-
schäftigung nicht angewandt 
werden. Dies gilt besonders 

vor dem Hintergrund des 
Vierten Gesetzes für mo-
derne Dienstleistungen am 
Arbeitsmarkt. Das Arbeits-
losengeld II darf nicht zur 
Existenz gefährdenden Loh-
nersatzleistung mutieren, 
zumal häufig durch die Sai-
sonabhängigkeit des Agrar-
bereichs jährliche Arbeits-
zeiten in einem viel kürzeren 
Zeitraum geleistet werden.

Leuchttürme auf dem Land
Fortsetzung von S. 1



Eigenständiges Ministerium soll bleiben
Union und FDP wollen im Falle eines Sieges bei der aller Vor-
aussicht nach bevorstehenden Bundestagswahl das derzeitige 
Ministerium für Verbraucherschutz, Ernährung und Landwirt-
schaft nicht abschaffen. Das haben die stellvertretende Vor-
sitzende der CDU/CSU-Bundestagsfraktion, Gerda Hasselfeldt, 
und der agrarpolitische Sprecher der FDP-Bundestagsfrak-
tion, Hans-Michael Goldmann, auf dem Deutschen Bauerntag in
Rostock klargestellt. 

Man denke darüber nach, den wirtschaftlichen Verbraucherschutz 
auszugliedern, im übrigen aber am bisherigen Zuschnitt und der 
Zuständigkeit des Ressorts für gesundheitlichen Verbraucher-
schutz sowie Ernährung und Landwirtschaft festzuhalten, sagte 
die CSU-Politikerin. Sie verfügt selbst über Erfahrung als Bau- und 
Gesundheitsministerin, war mehrere Jahre fi nanzpolitische Spre-
cherin ihrer Fraktion und hat sich als zuständige Fraktionsvize 
erstaunlich schnell und intensiv in die schwierige Agrarmaterie 
eingearbeitet. 

Goldmann kündigte an, die Prioritäten in der Politik ändern zu 
wollen und der Agrarpolitik ein stärkeres Gewicht einräumen zu 
wollen. Überhaupt scheint die FDP zunehmend Gefallen an dem 
Ministerium zu fi nden. Immerhin fand der Partei- und Fraktions-
vorsitzende der Liberalen, Guido Westerwelle, persönlich den Weg 
nach Rostock, um eine „Entideologisierung der Agrarpolitik“ an-
zukündigen. Die FDP werde jedoch keinerlei fi nanzielle Zusagen 
machen, nicht einmal im Hinblick auf die viel gescholtene Agrar-
dieselbesteuerung. 

Kommentar eines altgedienten Liberalen zum Auftritt seines 
Bundesvorsitzenden in Rostock: „Reden kann der...“ Als ein 
Ministerkandidat der FDP gilt der frühere rheinland-pfälzische 
Agrarminister Rainer Brüderle. Genannt worden ist auch bereits die 
Europaabgeordnete Sylvana Koch-Mehrin, die allerdings mit Landwirt-
schaft bislang nichts am Hut hatte. Nicht Bundeslandwirtschafts-
minister wird hingegen mit Sicherheit Bauernverbandspräsident 
Gerd Sonnleitner. Er sei zwar gefragt worden, so Sonnleitner – wobei 
er jedoch offen ließ, von wem – lehne jedoch ab.

Die Balance in Europa herstellen Fachkraft Agrarservice – neuer Ausbildungs-
beruf im Berufsfeld Agrarwirtschaft
Zum 1. August 2005 wird es 
den neuen Ausbildungsberuf 
Fachkraft Agrarservice geben. 
Dies haben die Sozialpartner 
Industriegewerkschaft Bau-
en-Agrar-Umwelt, Deutscher 
Bauernverband e. V. und Bun-
desverband Lohnunternehmen 
e.V. im Konsens vereinbart 
und auf den Weg gebracht. 

Zunächst wird der neue Beruf 
in Form einer „Erprobungsver-
ordnung“ erlassen, die am 31. 
Juli 2009 außer Kraft tritt. Dies 
ist jedoch kein Hemmschuh, 
denn bei normalem Verlauf der 
Ausbildung ist die Überführung 
in eine „Normalausbildungs-
Verordnung“ eine Formsache.

Das Ziel: Gute Ausbildung
Ziel war und ist es, jungen 
Menschen die Möglichkeit 
einer breit qualifi zierenden, 

tarifl ich abgesicherten Ausbil-
dung, vorwiegend im ländli-
chen Raum, zu eröffnen. Auch 
den sich immer weiter diffe-
renzierenden Qualifi zierungs-
bedarf im landwirtschaftlichen 
Sektor, besonders im Hinblick 
auf die Zunahme von außer-
betrieblichen Maschinenein-
sätzen, ist Rechnung getragen. 

Neben Aufbau und Organi-
sation des Betriebes und den 
arbeitsrechtlichen Bestimmun-
gen gehören die an mehrere 
Kulturen gebundene Pfl an-
zenproduktion, die Instand-
haltung der Agrartechnik wie 
auch die Erfüllung landwirt-
schaftlich ausgerichteter Auf-
träge als Dienstleister sowie 
kundenorientiertes Arbeiten 
zu den wesentlichen Bestand-
teilen der Ausbildung. Das 
Führen und Bedienen land-
wirtschaftlicher Maschinen 

und damit die Erlangung des 
T- Führerscheins während der 
Berufsausbildung ist ebenfalls 
einvernehmlich festgelegter 
Bestandteil der Erstausbildung.

Potenzial von etwa
100 Ausbildungsplätzen
Die Ausbildung in dem neu-
en Beruf benötigt in der Pra-
xis einen geeigneten Rahmen 
(Verordnung über die Eignung 
der Ausbildungsstätte für die 
Berufsausbildung zur Fach-
kraft Agrarservice). Dieser 
Rahmen ist inzwischen erar-
beitet und wird aller Voraus-
sicht nach Mitte des Jahres 
in Kraft treten können. Dann 
gilt es für die Betriebe unter 
Beweis zu stellen, dass eine 
qualifi zierte Ausbildung auch 
heute noch einen hohen Stel-
lenwert hat und der Wunsch 
sowie die geschaffene Mög-
lichkeit zur Ausbildung von 
Fach- und Führungskräften 
in die Tat umgesetzt wird.

Wer kann ausbilden?
Nach neuer Ausbildungs-
stätten-EignungsVO können 
landwirtschaftliche Haupter-
werbsbetriebe, selbstständige 
landwirtschaftliche Betriebs-
einheiten wie auch landwirt-
schaftliche Dienstleistungsun-
ternehmen den neuen Beruf 
ausbilden. Nötig dazu ist die 
Anerkennung durch die zu-
ständige Stelle vor Ort. Hier-
durch wird sichergestellt, dass 
auch alle in der Ausbildungs-
verordnung festgeschriebenen 
Ausbildungsinhalte vermittelt 
werden, zumal es sich bei 
den Inhalten um Mindestan-
forderungen handelt. Ist eine 
Ausbildung betriebsstruktur-

Ausbildungsberufes vereinbart, 
die konzeptionellen Überle-
gungen zur Ausgestaltung der 
auf die Erstausbildung aufbau-
enden Fortbildung bis hin zur 
Meisterprüfung fortzuführen 
und sinnvoll zu gestalten.

Kerstin Zimmer, Expertin 
für Berufl iche Bildung beim 
Bundesvorstand der IG Bau-
en-Agrar-Umwelt; Kontakt: 
kerstin.zimmer@igbau.de

+ gut zu wissen + gut zu wissen +
Fachkraft Agrarservice – ein Beruf mit Zukunft 
in einer arbeitsteiligen Landwirtschaft
Ökologisch, handwerklich, technisch und sozial qualifi ziert. So 
müssen Arbeitnehmer in landwirtschaftlichen Lohnunterneh-
men sein. Diese Betriebe verrichten Arbeiten für die Landwirt-
schaft, wie Bestellungs-, Düngungs-, Pfl ege-, Pfl anzenschutz-, 
Ernte-, Lade- und Transportarbeiten. Auch Wasser und erneu-
erbare Energien sind ein wichtiges Thema, so z.B. die Aufbe-
reitung von pfl anzlichen Abfällen und der Bau von Abwasser-
anlagen. Natur- und landschaftspfl egerische Aspekte kommen 
ebenfalls nicht zu kurz, so z.B. die Anlage von Biotopen. 

Die IG BAU schließt für die Arbeitnehmer in diesen Betrieben 
Tarifverträge ab. In ganz Europa sind die landwirtschaftlichen 
Lohnunternehmen im Kommen. Sie haben mit EFFAT einen 
Sozialkodex abgeschlossen, in dem z.B. jede Form von illega-
ler oder Schwarzarbeit verurteilt und jede Initiative unterstützt 
wird, die darauf abzielt, diese Form von Arbeit abzuschaffen, 
um unlauteren Wettbewerb und Sozialdumping zu verhindern. 
Weitere Informationen über die Tarifverträge für Fachkräfte 
Agrarservice bei kaetchen.nowak@igbau de.

bedingt von einem Betrieb 
allein nicht leistbar, besteht 
die Möglichkeit, mit anderen 
Betrieben durch einen Ausbil-
dungsverbund Ausbildungs-
plätze zu schaffen und damit 
einen „agrarischen“ Beitrag 
zur Senkung des Ausbildungs-
platzmangels zu leisten. Zeit-
nahe Aufgabe der Agrar-So-
zialpartner wird es sein, wie 
bereits im Zusammenhang 
mit der Einführung des neuen 

Arbeitsprogramm der nächs-
ten Jahre. Die IG BAU wird 
sich dabei in Zukunft als ver-
lässlicher Partner erweisen.

von Wanderarbeitnehmern, 
die während des ganzen Jah-
res um Arbeit suchend durch 
das Land ziehen. Diese Ar-
beitnehmer sind gänzlich un-
geschützt. Ein bereits heute in 
der EU bekanntes Phänomen.

Insgesamt wurde deutlich, 
dass die türkischen Gewerk-
schaften nicht gerade dazu 
eingeladen worden sind, den 
Beitritt ihres Landes zur EU 
mitzugestalten. Doch gerade 
das wird in den kommen-
den Jahren eine bedeutende 
Aufgabe der Gewerkschaften 
sein. Deswegen ist es wichtig, 
Brücken zu schlagen, bevor 
der Fluss zu einem reißenden 
Wasser wird. Gegenseitiges 
Kennen lernen, Profi tieren 

Taten statt Worte Fortsetzung von Seite 1

von unterschiedlichen Kul-
turen und Erfahrungen so-
wie Informationsaustausch 
stehen auf dem vereinbarten 

Gerechtigkeit bewahren und Ausgleich schaffen
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Probleme in Europa gemeinsam lösen
Alle Ampeln standen auf Ei-
nigkeit, als sich Agrargewerk-
schafter aus neunzehn europä-
ischen Ländern zur General-
versammlung der europäischen 
Föderation der Agrargewerk-
schaften (EFFAT) trafen. 

Die EFFAT-Delegierten berie-
ten in Slowenien, einem der 
kleineren Beitrittsländer der 
EU, über die Situation der eu-
ropäischen Landarbeiter, deren 
politische Handlungsmöglich-
keiten und Perspektiven. Wah-
len waren natürlich ein wichti-
ger Bestandteil des Kongresses. 
Peter Holm als Präsident und 
Arnd Spahn als hauptamtli-
cher Sekretär bilden erneut 
die Führungsspitze des Sektors 
Landwirtschaft innerhalb der 
Europäische Föderation der 
Gewerkschaften des Lebens-,
Genussmittel-, Landwirt-
schafts- und Tourismussektors 
und verwandter Branchen. Wir 
wünschen dem bewährten Ge-
spann viel Erfolg und Tatkraft!

Positive Bilanz
Vieles konnte in den letzten 
Jahren für die landwirtschaft-
lichen Arbeitnehmer in Euro-
pa erreicht werden. Mit dem 
„Abkommen über Berufl iche 
Bildung“ (2002), mit dem 
„Gemeinsamen Seminar der 
Sozialpartner zu Sicherheit 
und Gesundheit“ (2004) und 
der Aufnahme von Verhand-
lungen über Muskel-Skelett-
Erkrankungen in diesem Jahr 

als einem Ergebnis des Semi-
nars von 2004 konnten die 
Arbeiten und Ergebnisse des 
Sozialen Dialogs in der Land-
wirtschaft fortgesetzt werden. 

Interessanterweise strahlen 
einige Themen aus der Land-
wirtschaft auch auf andere 

Sektoren in EFFAT ab. So wird 
die Gemeinsame Agrarpoli-
tik und deren Reform zuneh-
mend im Lebensmittelsektor 
diskutiert, die Saisonarbeit 
auch im Tourismussektor. 

Kritik an der Dienst-
leistungsrichtlinie
Soweit die Bilanz der geleiste-
ten Arbeit. Nach Wahlen und 
Bericht bestimmte eine qua-
lifi zierte Diskussion zu den 
brennenden Themen der in 

der europäischen Landwirt-
schaft beschäftigten Menschen 
die Konferenz. Beiträge aus 
Frankreich und den Nieder-
landen ließen erkennen, dass 
der vorliegende Entwurf einer 
Europäischen Dienstleistungs-
richtlinie schärfste Missbil-
ligung der Gewerkschaften 

erntet. Das bestätigte sich 
kurz darauf eindrucksvoll. An 
der Demonstration gegen die 
Dienstleistungsrichtlinie am 
19. März 2005 in Brüssel be-
teiligten sich weit über 50 000 
Menschen. Darunter ein Rie-
senaufgebot niederländischer, 
französischer und deutscher 
Gewerkschafter. Sollte die EU-
Kommission nicht von ihrer 
Position abrücken, drohten 
die Gewerkschaften in Frank-
reich sogar mit einer Mobili-
sierung gegen die EU-Verfas-

sung. Manchmal schließen sich 
die Kreise eben aufs Beste!

Thema Saisonarbeit
Die europaweite Zunahme 
landwirtschaftlicher Saison-
arbeit unter unwürdigen Be-
dingungen wurde von allen 
Delegierten moniert. Informa-
tionskampagnen in Spanien, 
Deutschland und Polen sollen 
dazu beitragen, den temporär 
Beschäftigten zu ihren Rech-
ten zu verhelfen. Aus Frank-
reich wurde vehement die 
Einführung eines Qualifi zie-
rungspasses für Wanderarbeit 
gefordert. Ein solches Doku-
ment würde Arbeitnehmern 
und Arbeitgebern Klarheit 
verschaffen. Es auszustellen 
wäre im Vergleich zu seinem 
Nutzen ein geringer Aufwand.

Umfangreicher 
Aufgabenkatalog
Die Liste der Themen, die in 
den europäischen Agrarge-
werkschaften in Zukunft ab-
gearbeitet werden muss, ist 
lang und anspruchsvoll. Damit 
der Qualifi zierungspass end-
lich eingeführt werden kann, 
wird eine Expertengruppe 
unter dem Vorsitz von Pier-
re Suplice von der französi-
schen Gewerkschaft CFDT 
eingerichtet. Denn schließlich 
handelt es sich um die Um-
setzung eines Abkommens 
der europäischen Sozialpart-
ner zur berufl ichen Bildung. 

Missstände auf Blumenfarmen in
Sambia – Gewerkschafter berichten
Auf Einladung der IG BAU 
berichteten zwei sambische 
Gewerkschaftsvertreter (Foto) 
über die schlechten Arbeits-
bedingungen auf Blumenplan-
tagen in ihrem Heimatland. 
Sambia exportiert jährlich 
knapp 3 000 Tonnen Schnitt-
blumen nach Europa. Das ent-
spricht etwa 70 Prozent der 
Gesamtproduktion. Während 
die Blumen internationalen 
Qualitätsstandards entspre-
chen, bleiben die Arbeitsbe-
dingungen der rund 17 000 
Beschäftigten auf den Farmen 
dieses afrikanischen Landes 
jedoch weit hinter interna-
tionalen Arbeits- und Men-
schenrechtsnormen zurück.

Tarifvertrag angestrebt
„In der Mehrzahl sind Frau-
en beschäftigt“, berichtet Frau 

Daines Lupande 
von der sambischen 
Landarbeiterge-
werkschaft NUPAW. 
„Kaum eine Arbeite-
rin erhält eine feste 
Anstellung. Sie ar-
beiten für einen Hungerlohn 
und sind meist ungeschützt 
den Pestiziden ausgesetzt, die 
auf den Plantagen versprüht 
werden.“ Sie und ihr Kollege 
Manley Kwaala kennen die 
Missstände auf den Blumen-
farmen seit langem. Ihre Or-
ganisation bemüht sich, einen 
gesonderten Tarifvertrag für 
den Schnittblumensektor aus-
zuhandeln. Doch bislang se-
hen die Blumenproduzenten 

in Sambia keinen 
Grund, sich mit der 
Gewerkschaft an ei-
nen Tisch zu setzen.

Auf das
Flower Label achten
Die Zustände und die Arbeits-
bedingungen auf den Blumen-
plantagen entsprechen leider 
nicht dem positiven Image, 
das Blumen in unserer Ge-
sellschaft haben, ergänzt die 
IG Bauen-Agrar-Umwelt. Die 
Verbraucher sollten das wis-
sen, damit sie beim nächsten 
Einkauf nach Herkunft und 
Produktionsbedingungen der 
Blumen fragen können. 

Ergänzend dazu soll eine Um-
frage durchgeführt werden. 
Mit deren Ergebnissen soll 
dann ein Informationssystem 
für Wanderarbeitnehmer auf-
gebaut werden. Ferner sollen 
Erkenntnisse über die regiona-
le Verteilung von Wanderar-
beitskräften gewonnen werden. 
Damit wird eine langjährige 
Forderung der europäischen 
Agrargewerkschaften erfüllt. 

Ein weiterer Schwerpunkt im 
Kampf und die Verbesserung 
der Arbeitsbedingungen für 
landwirtschaftliche Arbeit-
nehmer wird sein, einen ge-
setzlichen Mechanismus zu 
schaffen, der Arbeitgeber von 
öffentlichen Förderungen aus 
der Gemeinsamen Agrarpoli-
tik ausschließt, wenn sie gegen 
bestehende soziale Standards 
verstoßen. Dies ist in anderen 
Bereichen längst verwirklicht. 

Weitere Informationen 
unter www.effat.org

Auf das Blumen 
die unter 
sozial und 
ökologisch 
vorbildli-
chen Be-
dingungen 
hergestellt 

sind, sind durch das Flower 
Label gekennzeichnet. Mehr 
Informationen unter www.
fl ower-label-program.org.


